
  

  11.3.2019 -   Entscheidungen  

Bundesverfassungsgericht, Beschluss v. 29.1.2019 – 2 BvC 62/14

1. Ein Wahlrechtsausschluss steht der Beschwerdefähigkeit im Wahlprüfungsverfahren gemäß § 48 I
BVerfGG nicht entgegen, wenn dieser Ausschluss Gegenstand der Beschwerde ist.

2. Beschränkt sich der Beschwerdeführer im Wahlprüfungsverfahren auf die Geltendmachung einer
subjektiven Rechtsverletzung, bedarf es der Darlegung der Mandatsrelevanz des Wahlfehlers nicht.

3. Ein Ausschluss vom aktiven Wahlrecht kann verfassungsrechtlich gerechtfertigt sein, wenn bei
einer bestimmten Personengruppe davon auszugehen ist, dass die Möglichkeit der Teilnahme am
Kommunikationsprozess zwischen Volk und Staatsorganen nicht in hinreichendem Maße besteht.

4. 13 Nr. 2 BWahlG verfehlt die verfassungsrechtlichen Anforderungen an eine gesetzliche
Typisierung, weil er den Kreis der von einem Wahlrechtsausschluss Betroffenen ohne
hinreichenden sachlichen Grund in gleichheitswidriger Weise bestimmt.

5. 13 Nr. 3 BWahlG ist nicht geeignet, Personen zu erfassen, die typischerweise nicht über die
Fähigkeit zur Teilnahme am demokratischen Kommunikationsprozess verfügen.

Anm. d. Red.: Die Entscheidung wird veröffentlicht in FamRZ 2019, Heft 8.
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